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Antrag: Höhere Beteiligung des Bundes an den Kosten für Un-3 
terkunft und Heizung (KDU) für Empfänger von ALG II. 4 
 5 
 6 

 7 
Antragsteller: Vorstand SPD Kreisverband Viersen 8 
 9 
Adressat:            SPD Kreistagsfraktion 10 
   SPD Landtagsfraktion 11 
   SPD Bundestagsfraktion 12 
   SPD Parteivorstand 13 
 14 
 15 

 16 

Der Kreisparteitag  möge beschließen: 17 
 18 
Der Kreisparteitag bittet  die SPD – Kreistagsfraktion folgende Resolution 19 
in den Kreistag einzubringen: 20 
 21 
 22 
Nach den derzeit vorliegenden Zahlen für den Kreis Viersen, werden aus 23 
dem Kreishaushalt 2010 für das laufende Jahr ca. 31,7 Mio. € für die Kos-24 
ten der Unterkunft aufzuwenden sein. 25 
Somit steigen die Belastungen für den Kreis in 2010 im Vergleich zum 26 
Vorjahr (26,5 Mio. €), voraussichtlich um 5,2 Mio. €.  27 
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass der Bundesanteil an den 28 
genannten Kosten von 25,4 %  auf 23,0%  in 2010 abgesenkt wurde, wäh-29 
renddessen die Aufwendungen für die Kosten der Unterkunft  nicht gesun-30 
ken sind.  31 
 32 
An dieser Entwicklung zeigt sich, dass die bisherige Anpassungsformel für 33 
die Kommunen eine erhebliche nachteilige Wirkung entfaltet, wie auch 34 
bereits in einer gemeinsamen Erklärung des Deutschen Landkreistages, 35 
des Deutschen Städtetages und des Deutschen Städte – und Gemeinde-36 
bundes verdeutlicht wurde. Dieser Stellungnahme vom 27.11.2009 37 
schließt sich der Kreistag Viersen ausdrücklich an.  38 
 39 
Die bisherige Anpassungsformel orientiert sich ausschließlich an der Zahl 40 
der Bedarfsgemeinschaften. Erforderlich wäre aber vielmehr eine Beteili-41 
gung des Bundes an den tatsächlichen Aufwendungen für die Unterkunft.  42 
Die Beibehaltung der derzeitigen Praxis wäre ein schwerer finanzieller 43 
Schlag für die Kommunen, vor allem auch vor dem Hintergrund, dass sich 44 
bereits heute viele Kommunen in der Haushaltssicherung befinden. Im 45 
kreisangehörigen Raum wird die Beibehaltung dieser Formel unweigerlich 46 
zu weiteren Anhebungen der Kreisumlage für die Städte und Gemeinden 47 
führen.  48 
 49 
 50 
 51 



Der Kreistag des Kreises Viersen fordert daher die Bundesregierung auf: 52 
 53 

1. Die Verringerung des Kostenanteils in 2010 von 25,4 % auf 23,0 % 54 
zurückzunehmen und bei dem Satz für 2009 zu belassen. 55 

2. Mit den Spitzenverbänden der Kommunen ein Abrechnungsmodell 56 
zu entwickeln, dass der tatsächlichen Belastungssituation ent-57 
spricht. 58 

 59 
Ferner wird die Landesregierung NRW aufgefordert durch entsprechende 60 
Initiativen im Bundesrat die Forderungen der Nordrhein – Westfälischen 61 
Kommunen zu unterstützen.  62 
 63 
 64 

 angenommen 65 
 66 
 abgelehnt 67 
 68 
 weitergeleitet 69 


